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Bonn, den 17. Februar 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Empfehlung 145 der Versammlung der Westeuropäischen 
Union 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Berkhan, Draeger 
und Genossen 
- Drucksache V/1372 - 


Unter Bezugnahme auf die Empfehlung 145 über die Zukunft der 
Westeuropäischen Union, die von der Versammlung der West- 
europäischen Union am 15. Dezember 1966 angenommen wurde, 
fragen wir die Bundesregierung; 

1. Wird sich die Bundesregierung die Vorschläge dieser Empfeh- 
lung zu eigen machen und namentlich der Bildung eines Sonder- 
ausschusses zustimmen, der die Konsequenzen untersuchen 
soll, die sich für die WEU aus dem Rückzug Frankreichs aus der 
NATO ergeben? 

2. Hält die Bundesregierung die Voraussetzungen für die Errich- 
tung eines Rüstungskommissariats der WEU für günstiger als in 
ihrer Antwort vom 5. November 1964 - Drucksache IV/2702 
in der sie einem ähnlichen Vorschlag der WEU-Versammlung 
nicht zustimmen zu können glaubte? 

3. Ist die Bundesregierung bereit, einer Erweiterung des Auf- 
gabengebietes der Rüstungskontrollagentur zuzustimmen? 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister der Verteidigung wie folgt: 

Die Bundesregierung hat mit Interesse die Empfehlung 145 der 
Versammlung der Westeuropäischen Union zur Kenntnis ge- 
nommen. Sie wird diese Empfehlung gemeinsam mit ihren WEU- 
Partnern im Rat der Westeuropäischen Union sorgfältig prüfen. 

Die Bundesregierung möchte zu dieser Empfehlung der WEU- 
Versammlung, die an den WEU-Rat gerichtet ist, erst dann ab- 
schließend Stellung nehmen, wenn sie im WEU-Rat beraten 
worden ist. Mit dieser Einschränkung bemerkt die Bundes- 
regierung zu der Kleinen Anfrage folgendes: 
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1. Die Auswirkungen der Herauslösung der französischen Ver- 
bände aus der militärischen NATO-Integration lassen sich 
noch nicht abschließend beurteilen, über die möglichen Folgen 
der französischen Entscheidung und die daraus zu ziehenden 
Folgerungen für die Verteidigung und militärische Sicherheit 
Westeuropas wird im Rahmen der NATO zwischen Frankreich 
und den übrigen NATO-Partnern verhandelt. 

Das Ausmaß der Rückwirkungen der französischen Entschei- 
dung auf die WEU wird von der Bundesregierung eingehend 
und unter Berücksichtigung der im Dezember 1 966 in Paris vor- 
getragenen Gedanken des belgischen Außenministers Harmel 
geprüft werden. 

Das Ergebnis dieser Prüfung wird die Grundlage für die 
Stellungnahme der Bundesregierung zum Vorschlag der Bil- 
dung eines Sonderausschusses bei der WEU sein. 

2. Die Bundesregierung begrüßt, daß in jüngerer Zeit Tendenzen 
in Richtung auf eine intensivere technologische Zusammen- 
arbeit der westeuropäischen Staaten, insbesondere auf dem 
Gebiet der Rüstung, erkennbar werden. 

In der Empfehlung 145 schlägt die Versammlung ein euro- 
päisches Rüstungskommissariat mit echter Verantwortlichkeit 
vor. Insbesondere sollen ihm Zuständigkeiten auf den Gebieten 
der Programmierung, der Finanzierung und der Produktions- 
kostenkontrolle übertragen werden. Eine solche Regelung, 
die an sich begrüßenswerterscheint, würde voraussetzen, daß 
die Mitgliedstaaten auf einen Teil ihrer Hoheitsrechte ver- 
zichten. Gerade darin liegen zur Zeit noch wesentliche Schwie- 
rigkeiten. 

3. Das Rüstungskontrollamt der WEU hat die Aufgabe, die Ein- 
haltung der von den Mitgliedstaaten der WEU eingegangenen 
Verpflichtungen auf dem Rüstungsgebiet zu kontrollieren. 

Eine Erweiterung des Aufgabengebiets des Rüstungskontroll- 
amtes würde eine entsprechende Erweiterung der Verpflich- 
tungen der Mitgliedstaaten voraussetzen. 

Der Bundesregierung sind bisher keine Anzeichen dafür be- 
kannt, daß die Mitgliedstaaten bereit wären, sich im Rahmen 
der WEU weiteren Beschränkungen zu unterwerfen. 


Brandt 



